
Betriebs-Berater (BB) | 62. Jg. | Heft 47 | 19. November 2007 D I E E R S T E S E I T E I

Professor Dr. Jens W�stemann, M.S.G.

Aus den Fugen: Referentenentwurf eines
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes

„D ie Unternehmen in Deutschland be-
n�tigen eine moderne Bilanzie-

rungsgrundlage“ – mit diesem in jeder Hin-
sicht bezeichnenden Satz beginnt der Refe-
rentenentwurf eines Gesetzes zur Moderni-
sierung des Bilanzrechts (BilMoG). Er ist in
Grunddisposition wie Details ein Frontalan-
griff auf die Grundfesten des deutschen Bi-
lanzrechts.

So droht nun „[i]m Wege der Modernisie-
rung“ der R�ckfall in die �berwundene
Kleinteiligkeit und Beliebigkeit rechtsform-
abh�ngiger Bilanzierung, indem Einzelkauf-
leute und Personengesellschaften gr�ßen-
abh�ngig von der Buchf�hrungs- und Bilan-
zierungspflicht sowie der Erstellung eines
Inventars befreit werden sollen (§ 241a
HGB-E): Gerade die rechtsformunabh�ngige
Kodifikation von Grunds�tzen ordnungs-
m�ßiger Buchf�hrung (GoB) war aber eine
kaum zu �bersch�tzende, die Einheit der Bi-
lanzrechtsordnung gew�hrleistende Errun-
genschaft fr�herer Gesetzgeber.

Das Aktivierungsverbot f�r immaterielle
Verm�gensgegenst�nde des Anlageverm�-
gens, die nicht entgeltlich erworben wurden
(§ 248 Abs. 2 HGB), soll aufgehoben werden
– um den Preis der Entobjektivierung gerade
solcher ermessensbehafteter Verm�gensbe-
standteile, die nicht einer regelm�ßigen
Wertbest�tigung durch den Markt unter-
worfen sind. F�r die Begr�ndung bem�ht
wird hierf�r gar der „schon weit fortge-
schrittenen Wandel … zur wissensbasierten
Gesellschaft“. So erhielten einige Unterneh-
men „die M�glichkeit, ihre Außendarstel-
lung zu verbessern“. Zwar verbreitere sich
hierdurch die Eigenkapitalbasis und damit
die M�glichkeit der Eigen- und Fremdkapi-
talbeschaffung; es solle aber, im inhaltli-
chen Widerspruch hierzu, eine Aussch�t-
tungssperre mit dieser Vorschrift gekoppelt
werden. Die weitere Begr�ndung ist so zu-
treffend wie offenbar folgenlos f�r die (inso-
weit inkonsistente) Beurteilung der Schutz-
funktion des geltenden § 248 Abs. 2 HGB:
Selbstgeschaffenen immateriellen Verm�-
gensgegenst�nden kann „nur schwer ein ob-
jektiver Wert zugewiesen werden“.

Es gibt gute Gr�nde, die Bildung von Auf-
wandsr�ckstellungen ohne zugrunde lie-
gende Außenverpflichtung (§ 249 Abs. 1
Satz 3, Abs. 2 HGB) zu begrenzen oder aus-
zuschließen – auch wenn eine Nichtpassi-
vierung von unkompensierten Lasten die
Folge sein kann, sich der Kaufmann mithin
reicher rechnet als er ist. Es aber ausgerech-
net mit einer „irref�hrenden Darstellung
der Verm�genslage“ zu begr�nden, ist bi-

lanztheoretisch verfehlt, ebenso, wie direkt
im Anschluss auch noch auf die nicht „peri-
odengerechte“ „Zuordnung von Aufwen-
dungen“ und die Verf�lschung der „Ertrags-
lage“ zu verweisen: Ziel der GoB-Bilanz ist
die Ermittlung von Gewinnanspr�chen und
nicht die Abbildung einer ohnehin schwer
greifbaren Verm�gens-, Finanz- und Ertrags-
lage, die im geltenden Recht im Konfliktfall
den Gliederungs- und Erl�uterungsvor-
schriften zugeordnet wird.

Auch �berraschen muss die Begr�ndung f�r
die vorgeschlagene (entobjektivierende) Be-
r�cksichtigung k�nftiger Preis- und Kosten-
steigerungen bei der R�ckstellungsbewer-
tung (§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB-E): Sie sei des-
halb als „Klarstellung“ zu werten, weil sie
lediglich eine „stillschweigende[.] Weiter-
entwicklung“ der GoB durch die Praxis
nachvollziehe. Das GoB-Verst�ndnis des Re-
ferentenentwurfs entspricht damit nicht
dem des geltenden Bilanzrechts: Der BFH
legt im Rahmen seiner Vorfragenkompe-
tenz handelsrechtliche GoB aus, diese sind
im Sinne der Einheit der Rechtsordnung da-
her auch in der Handelsbilanz bindend. Es
steht der Praxis nicht zu, diese „stillschwei-
gend“ – wenn im Widerspruch hierzu –
„weiterzuentwickeln“.

§ 264e HGB-E soll die Aufstellung der Jah-
resabschl�sse f�r Kapitalgesellschaften
nach IFRS erm�glichen. Diese k�nnten so
das „f�r ihre unternehmerischen Zwecke
am g�nstigsten erscheinende Rechnungs-
legungssystem w�hlen“. Viele Unterneh-
men w�rden aber vermutlich weiter den
Jahresabschluss nach �berkommenen GoB
aufstellen; denn diese seien „einfacher“,

„kosteng�nstiger“ und „gleichwertig“.
„Mit Hilfe“ der entsprechenden „Anga-
ben“ im Anhang (gemeint sind Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung nach den
GoB) w�rden sich „die Fragen der Kapital-
aufbringung und -erhaltung ohne gr�ßere
Schwierigkeiten beurteilen“ lassen. Man
kann sich �ber diese Problemreduktion
handelsbilanzieller Gewinnanspruchser-
mittlung nur wundern.

Schon der „Ausgangspunkt“ der Gesetzes-
begr�ndung im Referentenentwurf �ber-
zeugt nicht: Vorteile des geltenden Bilanz-
rechts sind Konsistenz, Klarheit und Prin-
zipienorientierung – Attribute, die man f�r
die IFRS noch als (Wunsch-)Ziel formulie-
ren muss und die allein schon daher in
ihrer derzeitigen Fassung nicht als Modell
f�r das deutsche Bilanzrecht taugen. Umso
erstaunlicher ist, dass im Entwurf als Vor-
teil immer wieder nur betont wird, GoB
seien „einfach“ und „kosteng�nstig“. Auch
der „Detaillierungsgrad der IFRS“ sei im
deutschen Bilanzrecht nicht anzustreben,
wo doch gerade die Konkretisierung nur
allgemeiner Grunds�tze durch anwen-
dungsscharfe und rechtssichere Einzelnor-
men die St�rke des deutschen Bilanzrechts
ausmacht – was nicht mit der kaum lesba-
ren Langatmigkeit und Redundanz der al-
lermeisten IFRS verwechselt werden sollte.

Die Respekt abn�tigende Tradition des
deutschen Gesetzgebers im Bilanzrecht ist
es – in Gemeinschaft mit der Bilanzrecht-
sprechung –, aus sinnvollen Bilanzzwecken
und grundlegenden Wertungen klar gefass-
te Begrifflichkeiten sowie im Wege der wer-
tenden Konkretisierung sinn- und zweckge-
rechte Einzelprinzipien abgeleitet zu haben.
In dieser Tradition m�sste er sich nun wie-
dererkennen. „Die Zeit ist aus den Fugen“:
Der Gesetzgeber sollte die M�glichkeit, sie
zumindest hier einzurenken, nutzen – noch
ist es nicht zu sp�t.

Es drohen ein Wandel im be-
w�hrten GoB-Verst�ndnis, die
Abkehr von zweckgerechten
Normbegr�ndungen und eine
Entobjektivierung von Bilanz-
inhalten
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